
Ausgelöst durch die bundesweite Diskussion über die Gesta//ung von inklusiven Hilfen im Zusammenhang mit der 568 VIII-Reform 

griff der AFET-Fochausschuss. Theorie und Praxis d&r Erziehungshilfe" vor einem Jahr die Jugendhilfeplanung mit dem Fokus auf Er­

ziehungshilferi als Thema auf. Dabei ging es um Fragen noch der Gestaltung der Jugendhilfeplanung, einer möglichen Einbindung in 

eine integrierte Sczialplanung, der Qualität von Planungsprozessen und den Beteiligungsmöglichkeiten. 

Der Fachartikel von Gunther Gmßhoff, Florian Hinken und Koralia Sekler gehe auf aktuelle Diskussionspunkte der planerischen Praxis 

ein. Die Ergebnisse der Erörterung im Fochousschuss sind in den Artikel einget1assen. 

Gunther Graßhoff, Florian Hinken, Koralia Sekler 

Utopie des Planbaren oder Machbarkeit von Jugendhilfeplanung in den Erziehungshilfen 

Es ist insges.mt nicht mehr besonders 
viel und auch nicht sehr „Kontroverses" 
im Jugendhilfediskurs zu dem Thema der 
Jugendhilfeplanung zu hören. Das ist inso­
fern erstaunlich, da vor allem Anfang der 
1990<:r Jahre das Thema der Jugendhilfe­
planung [sozial-)politisch hoch ambitioniert 
als zentrale Bedingung wie auch Grundlage 
einer offensiven Jugendhilfe etabliert war.
Es gibt keinen vergleichbaren Planungsbe­
reich jenseits der Jugendhilfe, so die These, 
in der die rechtlichen Möglichkeiten wie 
auch die Planungskonzepte und -metho­
den so entwickelt und ausdifferenziert sind, 

. wie dies im Kontext der Jugendhilfeplanung 
der Fall ist (Böhme, 2015). Viele Erfahrun­
gen wie auch Konzepte zu der Frage, wie 
Planung im Kontext der Jugc:ndhilfe als
.. Balanceakt· (Herrmann 1998) beschrie­
ben werden kann, sind dokumentiert. Oer 
große Schwung und die Euphorie aus den 
ersten Jahren nach dem neuen SGB VIII 
scheinen verflogen. Dennoch wird nie­
mand in der Fachdiskussion gerade in Zei­
ten von steigendem Kostendruck wie auch 
sich ändernden Erwartungen an Qualität
wie auch „Wirkungen" die Bedeutung von 
Jugendhilfeplanung bestreiten. Es wird in 
diesem Beitrag versucht, den Status quo 
aus der Perspektive der Erziehungshilfe im 
engeren Sinne zu skizzieren und mögliche 
Konsequenzen zu diskutieren. 

Es ist auch deshalb notwendig, sich auch 
innerhalb der unterschiedlichen Leistungs­
bereiche der Kinder- und Jugendhilfe mil 
Planung vermehrt auseinanderzusetzen, 
weil wir Veränderungen auf zwei Ebenen 
beobachten. Auf der einen Seite gehl es vor 
allem um die Diskussion über .,Inklusion" 
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und damit um die Gesamtzuständigkeit und 
die Frage, wie Jugendhilfeplanung auch mit 
anderen Planungsbereichen besser abge­
stimmt - also .inklusiver'' werden kann. 
Dabei handelt es sich vor allem um An-
forderungen von „außen� Auf der anderen 
Seite gibt es aber auch von .innen" - also 
der Kinder- und .Jugendhilfe selbst - zuneh­
mend die Frage, ob die unterschiedlichen 
Leistungsbereiche (von KiTa über Jugend­
arbeit ,u den Erziehungshilfen) überhaupt 
noch insges.imt zu planen sind. Sind hier 
vielleicht unterschiedliche Planungsan­
forderungen entstanden, die gemeinsame 
Prozes,e und Verfahren kaum erlauben? 

Anspruchsvoraussetzungen sind zu unter­
scheiden und vielfältige Lebenslagen und 
Lebensphasen von jungen Menschen (Kin­
der, Jugendliche, junge Erwachsene) und 
ihrcr1 Eltern sind Grundlage der Planung. 
Jugendhilfeplanung ist außerdem für die 
Planung, Koordination des gesamten Leis­
tungsbereichs der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie jugendpolitisch eine zentrale Akteu­
rin. Das bedeutet aber auch mit ganz un­
terschiedlichen Formen von ,.Adressierung" 
umgehen zu müssen. So wird die Kinderta­
gesbetreuung von nahezu allen Eltern gerne 
und sicherlich auch notwendigerweise in 
Anspruch genommen. Eine KiTa-Planung 
steht hier gegenwärtig vor der großen He­

letztlich stellt sich auch die Frage, wie rausforderung, Ouantitättn richtig, auf der 
sich nach 30 Jahren SGB VIII die hohen Grundlage gut gemachter Prognosen, ein­
Anforderungen der§§ 79 und 80 SGB VIII zuschätzen. Wird die Kinder• und Jugendar­
resümieren lassen. Wie bei nahezu allen ju- beit als weiteres Beispiel herangezogen, so 
gendhilferechtlichen Fragen gibt es sowohl steht hier in Planungskonzepten und -pro­
Vertreterinnen, die das bereits Erreichte zessen neben Quantitäten eine permanente 
ins Zentrum rücken, wie auch andere, die . Perspektive auf „Ermöglichung• (15. KJB) im
eher auf die weiteren Herausforderungen Zentrum. Gerade vor dem Hintergrund des 
blicken. Wandels von Kindheit und Jugend und den 

1 

sich ausdifferenzierenden kommerziellen 
1. Eine kurze Skizze zu den rechtli- und digitalen Angeboten zur Gestaltung

chen und fachlichen Rahmungen von Freizeit 

Die in § 79 SGB VI II geforderte Sicherstel­
lung der Gesamt- einschließlich der Pla­
nungsverantwortung für alle Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe stellt einen ho­
hen Anspruch bezüglich der Einhaltung der 
Forderungen des § 80 SGB VI II an die Ju­
gendämter. Gesamtplanungsverantwortung 
meint explizit auch mehr als .nur' Jugend• 
hilfeplanung. Die Jugendhilfeplanung ist 
mit unterschiedlichen Anforderungen und 
Ausgangslagen konfrontiert. Verschiedene 

Die Situation in den Erziehungshilfen un­
terscheidet sich, so unsere These, von an­
deren Planungsbereichen. Eine Hilfe zur 
Erziehung gern. §§ 27 ff. SGB VIII wird 
grundsätzlich gewährt, um eine dem Wohl 
des jungen Menschen entsprechende Erzie­
hung zu gewährleisten. Dies,: Anspruchsvo­
raussetzung wird auf der Grundlage einer 
sozialpädagogischen Diagnose basierend 
auf aktuell festgestellten und bewerteten 
Tatsachen geprüft (Schmid-Obkirchner 
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2015). Die Erziehungshilfen sind damit 
- anders als die oben genannten Bei­
spiele nur für einen bestimmten Adres­
satlnnenkreis, nämlich Eltern (und junge 
Menschen). die gegenwärtig einer, erzie­
herischen Unterstützungsbedarf haben -
konzeptioniert. Sie nehmen daher nicht
spezifische Lebensphasen in den Fokus und
sind aufgrund des gemeinsamen Aushan­
delns eines .Hilfebedarfs• und eines darauf
aufbauenden Hilfesettings nur-schwerlich
vorauszusehen. Vor dem Hintergrund die­
ser Feststellung ist Anliegen dieses Bei­
trags ausgewählte Paradoxien einer am 
§ 80 SGB VIII orientierten
Jugendhilfeplanurig für
die Erziehungshilfen her­
auszustellen. Es soll keine
neue Parzellierung von
unterschiedlichen Leis­
tungsbereichen und ihren
Anforderungen an Planung
für die Kinder- und Jugend­
hilfe vorgenommen werden. 
sondern auf die spezifische
Struktur der Erziehungshilfe
hingewiesen werden. 

Jugendhilfeplanung in den Erziehungs­
hilfen 

Kurz skizziert kann Jugendhilfeplanung 
verortet werden als lnfrastrukturplanung, 
welche in einem ur,auflöslichen Verhältnis 
zu einzelfall- und zu einrichtungsbezoge­
nen Planungen in der Kinder- und Jugend­
hilfe steht ... Gegenstand der Planung auf 
dieser Handlungsebene ist die quantitativ 
und qualitativ angemessene, einem poli­
tisch entschiedenen Bedarf entsprechende 
Versorgung von Personengruppen mit An­
geboten der sozialen Unterstützung und 
Förderung. Die Leitfrage für diese Eber,e 
von Planung lautet: Welche Angebote 
(quantitativ und qualitativ) benötigt eine 
Region für welche Personengruppen und 
welche Angebote sollten daher in einem 
bestimmten Zeitraum geschaffen werden?" 
(Mcrchel 2016, 5. 17 f.). 
Zielsetzungen und Anforderungen ei­
ner Jugendhilfeplanung konkretisiert der 

§ 80 SGB VIII. Im Kern geht es darum, Be­
darfe von Adressatinnen der Kinder- und
Jugendhilfe in qualitativer und quantita­
tiver Hinsicht in Maßnahmen umzusetzen.
Dabei soll auch eine fachliche Bearteitung
unvorhergesehener Notwendigkeiten ge­
sichert sein. Denken wir beispielsweise an 
die Jahre 2015 und 2016 zurück: unbe­
gleitetc minderjährige Flüchtlinge (UMF)
mussten scheinbar von heute auf morgen
durch die Kinder- und Jugendhilfe versorgt
werden. Wie sähe Jugendhilfeplanung aus, 
die auch auf solche Entwicklungen vorbe­
re�tet wäre?

Weiterhin herauszustellen ist. dass eine 
.Jugendhilfeplanung den Einbezug der 
(anerkannten) freien Jugendhilfe voraus­
setzt (Hinken 2019). Wir wissen für die 
Erziehungshilfe, dass die Angebotsseite 
über den Bedarf von Hilfen mitentschei­
det (Schrapper 2011 ). Wenn neue Angebote 
entstehen, bestehende Angebote ausge­
baut oder ausdifferenziert werden. kann 
man zeigen, dass diese auch „genutzt" wer­
den. Es wäre naiv, hier von einem einfachen 
Containermodell auszugehen. welches li­
near auf einem Gleichklang vor, Angebot 
und dessen Nutzung basiert. 

Die Bedarfsermittlung in den Er.iehungs­
hilfen ist damit kein objektives Mc:sscn
(z.B. über Indikatoren wie Lebenslagen, 
psychische Erkrankungen, Wohnungs.�i­
tuation in Planungsräumen), sondern ein
kommunikativer Prozess der Aushandlung 
mil unterschiedlichen Aktcursgruppen. Aus 
der Sozialraumdebatte kann man lernen, 

dass Bedürfnisse von Familien in den Er­
ziehungshilfen scheinbar unbegrenzt zu 
einem Bedarf werden können. 

Nicht zuletzt und von hoher Bedeutung -
auch vor dem Hintergrund der Ausrichtung 
des hetciligungsorientierten Leistungs­
rechts - sind Wünsche. Bedürfnisse und 
Interessen von Adressatinnen zu berück­
sichtigen. Es gibt keinen Planungsbereich 
(und auch im internationalen Zusammen­
hang keine vergleichbare Struktur wie im 
Kontext der Kinder- und Jugendhilfe). in 
dem Beteiligung auf der Ebene von Pla­

nung wie auch auf der Fallebe­
ne so explizit festgeschrieben 
ist. Gleichzeitig wissen wir aber 
für die Erziehungshilfe, dass wir 
eine besondere Struktur bei der 
Hilfeertringung haben, da Leis­
tungsempfängerinnen in der Re­
gel die Eltern sind und nichl die 
jungen Menschen. Partizipation 
findet damit aber in einem Nett 
von Trägern (öffentlichen und 
freien) wie auch Eltern und jun­
gen Menschen statt. 

2. Die „Praxis" der Jugendhilfeplanung

Es gibt wahrscheinlich so viele kon­
krete Ansälzc. Jugendhilfeplanung in 
die kommunale Struktur organisatio­
nal einzubetten, wie es Jugendämter 
gibt. Auch die Aufgahc:n und Ziele un­
terscheiden sich. Während einige der 
Jugendämter die .Jugendhilfeplanung 
als ein strategisches Instrument zur 
qualitativen und quantitativen. am Bedarf 
orientierten, Gestaltung von Angeboten 
und Maßnahmen nutzen, hat sie für andere 
Jugendämter eine deutlich marginalere 
Bedeutung. festzustellen ist, dass die Ju­
gendhilfeplanung aufgrund der Vielzahl 
funktioneller Zuschreibungen .einem all­
mählichen Prozess der Profilerosion ausge­
setzt" {Merchel 2016, S. 147) ist. 

Den Blick auf die Aufgabe Jugendhilfe­
planur,g gerichtet. werden im Zuge einer 
Internetrecherche zu den Suchbegriffen 
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.,Jugendhilfeplanung" und „Hilfe 2ur Erzie­
hung" häufig als Teilpläne o.ä. bezeichnete 
Arbeitsergebnisse von Jugendhilfeplanung 
gefunden. Hier soll beispielhaft eine „Teil­
planung Förderung der Erziehung in der 
P�rnilie, Hilfen zur Er2iehung und Einglie­
derungshilfe für seelisch behinderte Kin­
der und Jugendliche" eines Landkreises am 
Beispiel der Ausführungen zu Hilfen gern. 
§ 34 5GB VIII näher betrachtet werden. In
einer Darstellung finden sieh eine allgemei­
ne Erläuterung der Hilfeart. Fallzahlentwick­
lungen vergangener Jahre, eine Auflistung 
der Leistungsanbieter und die Formulierung 
von Handlungsbedarfen/-empfehlungen. 
Im Rahmen letztgenannter Einschätzun­
gen erfolgt die Benennung von Themen 
(außerhalb des Landkreises untergebrachte 
junge Menschen. Ouantil;it des vorhande• 
nen Angebots). Ein Hinweis auf den Dialog 
zur Bearbeitung der Themen mit der freien 
Jugendhilfe ist ebenfalls zu finden. Aussa­
gen zur Berücksichtigung der Wünsche, Be• 
dürfnisse und Interessen der Adressatinnen 
sind hingegen kein Bestandldl dieser Teil­
planung, Es geht hier nicht dan,m, eine ein­
zelne Planung kritisch zu diskutieren, tumal 
Aktivitäten zur Entstehung des Planungs­
ergebnisses gar nicht eingeschätzt werden 
können. Vielmehr soll aber herausgestellt 
werden, dass eine Beteiligung von Adressa­
tinnen in der Planung von Erziehungshilfen 
nichl dne unmittelbare Selbstverständlich­
keit ist Von einer Befriedigung unvorherge­
sehener Bedarfe ganz zu schweigen. 

3. Idealtypus und Machbarkeit der
Jugendhilfeplanung in den Erzie­
hungshilfen

Der Idealtypus von Jugendhilfeplanung 
wird durch den § 80 SGB VIII festgestellt 
Zentrale Planungsschritte sind demnach die
Bestandsfeststellung hinsichtlich der Ein­
richtungen und Dienste, eine Bedarfsfest­
stellung für einen mittelfristigen Zeitraum 
und unter Berücksichtigung der Adres­
satlnnenperspektiven sowie eine darauf 
basierende ausreichende und rechtzeitige 
Initiierung und Umsetzung \Jet:igneter Maß­
nahmen, auch für unvorhersehbare Bedarfe.' 
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Die geforderte Bestandsfeststellung soll­
te auf quantitativen Daten, aber auch 
qualitativen Einschätzungen basieren. Im 
Feld der Er2iehungshilfen wären hier aus 
quantitativer Sicht zumindest die Anzahl 
an Einrichtungen, Plätzen und potenti­
ell erbringbaren Fachleistungsstunden 
zu erfassen. Aus qualitativer Perspektive 
sind Effekte dieser Angebote in die Be­
standsfeststellung einzubeziehen: Trägt 
das jeweilige Angebot zu positiven Ent­
wicklungen in Familien bei► Die Analyse 
des Bestands geht damit bereits über ein 
einfaches Zählen hinaus, was insbesonde­
re durch die Kopplung an die qualitative 
Dimension ersichtlich wird. 

Sodann besteht neben einer Ouantifizie• 
rung die hohe Anforderung, Wünsche und 
Bedürfnisse von Adressatinnen in so2ial­
politischen und jugcndhilfeinfrastruktu­
rell einlösbaren Bedarf zu transformieren. 
.Damit wird Betroffenenbeteiligung zur 
gesetzlichen Verpnichtung; das allgemei­
ne Prinzip der Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen an allrn sie betreffenden 
Entscheidungen (§ 8 Abs. 1) wird für die 
JHPlanung konkretisiert· (Wicsner 2015, 

§ 80, Rn. 21). Hier sind vom Grundsatz her
alle denkbaren Modelle des parl i2ipativen
Einbezugs praktizierbar. Für die Hilfen zur
Erziehung geeignete Verfahren real um­
setzen zu können, erscheint doch vor dem
Hintergrund, dass die Bedarfe akut ent­
stehen und auch, dass Adressatinnen von
Erziehungshilfen in ihrer Gesamtheit sicl\er
nicht in offiziellen Strukturen diskursive
Aushandlungen über ihre persönliche Si­
tuation rtihren wollen, als schwierig. Hil/5•
weise werden von in die Jugendhilfepla­
nung einbezogenen Akteuren dann Daten
aus abgeschlossenen fällen, Befragungen
zum Hilfeende etc. ausgewertet. Wiesner
stellt in diesem Zusammenhang fest: .Die
Aufgabe, den Bedarf nicht nur in einem
aktuellen ßestands-/Bedarfsvergleich, son­
dern im Hinblick auf zukünftige Entwick­
lungen festzustellen, die Einfluss auf den
Bedarf und damit auf die Angebotsstruktur
haben (und dementsprechend ;rechtzeitig
umzusteuern'), ist die große Herausforde•

rung im Rahmen der dreistufigen JHPla­
nung. In diesem Planungsschritt gilt es, 
Antworten darauf zu finden, wodurch der 
Bedarf bestimmt wird, das heißt anhand 
welcher Faktoren man ermitteln kann, für 
wie viele junge Menschen welche Ange• 
bote und Leistungen zukünftig vorgehal­
ten werden müssen oder sollen. In einigen 
Kommunen ist dieses Planungsverständnis 
noch nicht umfassend realisiert, und be­
zieht sich Planung eher darauf, vergangene 
Entwicklungen zu dokumentieren und zu 
bewerten• (Wiesner 2015, § 80, Rn. 23a). 

Anzumerken ist. dass die Bestands- und 
Bedarfsanalysen sinnhaftcrweise verzahnte 
Schritte darstellen. Nur auf dc:r Grundla• 
ge so erlangter und fundierter Arbeitser­
gebnisse kann sodann eine angemessene 
Maßnahmenplanung auch erfolgen. Diese 
muss dann die weiteren Anforderungen des 
§ 80 SGB VI II berücksichtigen - zu nennen
sind im engeren Sinne der Erhalt sozialer
Kontaklc für Adressatinnen, eine wirksame,
vielfältige und abgestimmte Angebotsland­
schaft, die besondere Berücksichtigung von
Adressatinnen in gefährdeten Lebensberei­
chen sowie die Vercinbarung von familialer
Verantwortung und Erwerbsarbeit sowie im 
weiter gefassten Verständnis die ohnehin
in den§§ 1, 5, 8, 9 und 10 5GB VIII beste­
henden Grundlegungen der Kinder- und
Jugendhilfe. Ziel der Maßnahmenplanung
in den Erziehungshilfen ist es, aufgedeckte
qualitative und quantitalivc Mangellagen
durch pädagogische Konzepte in instituti­
onellen Formen zu bearbeiten. Dies könnte
beispielsweise eine neue oder umgestal­
tete Wohngruppe mit traumapädagogi­
scher Ausrichtung und sozialräumlichem
Bezug sein, An diesem Beispiel werden
mindestens zwei Knackpunkte planenden
Handelns in den Erziehungshilfen deutlich.
Erstens bedarf ein solcher Angebotsaufbau
bzw. -umbau einer gewissen Vortaufzeit.
Entsteht also ein für die Hilfen zur Er­
ziehung typischer akuter Bedarf, so kann
dieser nicht unmittelbar durch diese Maß­
nahme bearbcitct werden, Zweitens, und
das ist sicherlich als Folgephänomen zu
sehen, ist der freie Träger aufgrund einer
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i.d.R. nicht praktizierten Pauschalfinan­
zierung genötigt. Plätze dieses Angebotes
nicht nur dem den Bedarf formulierenden
Jugendamt. sondern z.T. bundesweit ande­
ren öffentlichen Trägern anzubieten, um
ein Fortbestehen zu sichern. Damit sind
diese Maßnahmen dann auch für zukünf­
tige Bedarfe für dieses Jugendamt nicht
unbedingt verfügbar.

Von den Ausführungen unbenommen 
ist natürlich, dass bei generellen gesell­
schaftlichen Entwicklungen, die regel­
mäßige Bedarfslagen hervorbringen, eine 
zukunftsgerichtete Jugendhilfeplanung in 
den Erziehungshilfen durchaus möglich 
sein kann. Aber auch hier sind die stren­
gen leistungsrechtlichen Kriterien des $GB 
VIII, beispielhaft sei das Wunsch- und 
Wahlrecht genannt, zu berücksichtigen. 
Es bleibt die Frage nach einer möglichen 
Bearbeitung von unvorhergesehenen Be­
darfen zu beantworten. Diese Verpflich­
tung verortet Wiesner als .Paradoxon" 
und inlcrpretiert sie als Aufforderung zur 
.Flexibilität und Anpassungsfähigkeit der 
JHPlanung- (Wics11cr 2015, § 80, Rn. 25). 
Am Beispiel <kr unbcglcitetcn minderjäh­
rigen Flüchtlinge wird sehr deutlich, dass 
die Kinder- und Jugendhilfe auch in der 
Not (Übergangs-)Lösungen finden kann, 

Arbeitshilfe Jugendhilfeplanung 

ob diese allerdings um die Jahreswende 
201 S/2016 einem umfassend planvollen 
Vorgehen im Sinne des§ 80 $GB VIII zu­
grunde lagen, darf bezweifelt werden. 

Zuletzt sollen noch Ausführungen zur ge­
forderten Abstimmung mit anderen ört­
lichen Planungen erlaubt sein. Dass Ju­
gendhil(eplanung aufgrund familialer und 
jugendspczifischer Lebenswelten nicht 
für sich alleine stehen kann, ist sicherlich 
sdbst,:rklärcnd. Dass sie als Teil einer Sozi­
alplanung eingeordnet werden kann auch, 
insofern diese vcrslandcn wird als „poli­
tisch legitimierte, zielgerichlele Planung 
zur Beeinflussung der Lebenslagen von 
Menschen, der Verbesserung ihrer Teilha­
bechancen sowie zur Entwicklung adres­
saten- und sozialraumbezogener Dienste, 
Einrichtungen und Sozialleistungen in de­
finierten geografischen Räumen· (Deut­
scher Verein für öffentliche und private 
Fürsorge 2011, S. 4). Die Ausführungen 
in diesem Beitrag lassen aber erkennen, 
dass die Jugendhilfeplanung von Erzie­
hungshilfen nicht in einer Sozialplanung 
untergehen kann und darf. Sicherlich ist 
ein Zugriff auf bestehende Datenbestände 
integrierter Planungen sinnvoll und not­
wendig. Doch was bringt es für den für 
die Hilfe zur Erziehung typischen akuten 

und vor allem individuellen Bedarf, wenn 
in Sozialräumen beispielsweise Bürgerbe­
fragungen, Stadtteilkonferenzen, Sozial­
datenanalysen o.ä. durchgeführt werden' 
Deren Wert soll hier keinesfalls geschmä­
lert werden, allerdings kann hieraus auf­
grund der Logik der höchst individuellen 
Hilfen keine prognostische und generelle 
Angebotsstruktur abgeleitet und der ge­
setzliche Auftrag zur Jugendhilfeplanung 
nicht eingelöst werden. 

4. Das Allgemeine besonders gut
können: Jugendhilfeplanung in
den Erziehungshilfen

Aufgrund der aufgezeigten Spezifika von 
Planungsprozessen in den Erziehungshil­
fen plädieren wir dafür, Erziehungshil­
feplanung nicht in allgemeine Konzepte 
von Sozialplanung aufzulösen (z.B. über 
integrierte Planungsansätze). Gleichzeitig 
sind auch die Konzepte und Methoden 
von Jugendhilfeplanung nochmals auf die 
besonderen Herausforderungen der Erzie­
hungshilfen zu beziehen. Das heißt nicht, 
dass hier was ganz anderes entstehen 
muss, aber die allgemeinen Grundsätze 
von Jugendhilfeplanung müssen beson­
ders akzentuiert werden. 

Jugendhilfeplanung ist die Voraussetzung dafür, dass öffentliche Träger der Kinder- und Jugendhilfe ihrer Aufgabe zur Gestal­
tung von bedarfsgerechten Angeboten und Leistungen nachkommen können. Die Komplexität und der besondere Anspruch 
des Arbeitsbereiches führen zu einem besonderen Unterstützungsbedarr der Jugendhilfeplanungsfachkraft. Die von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter herausgegebene Arbeitshilfe soll bei der Ausgestaltung des Arbeitsbereiches 
Jugendhilfeplanung eine Orientierung bieten. 
Erarbeitet wurde die Arbeitshilfe von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Jugendhilfepl�nung der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Landesjugendämter. 
Sie erläutert folgende erforderlichen Kompetenzen einer Fachkraft für Jugendhilfeplanung: 
• Kompetenz zur Gestaltung von Planungsprozessen • Kooperations- und Vernetzungskompetenz
• Konzeptionelle Kompetenz • Kompetenz zur Beteiligung
• Kommunikative Kompetenz • Kompetenz in der Außendarstellung
• Analytische Kompetenz • Kompetenz im Umgang mit digitalen Medien
• Qualitätsentwicklungskompetenz

Die Arbeitshilfe .Kompetenzprofil Jugendhilfeplanung" (PDF. 407 KB) wurde auf der 124. Arbeitstagung der Bundesarbeitsge­
meinschaft Lande$jugcridämter vom 02. bis 04. Mai 2018 in Hamburg beschlossen und steht zum freien Download auf deren 
Webseite (www.bagljae.de) zur Verfügung. 
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Für die Weiterentwicklung von Planungen 
in den Erziehungshilfen sind deshalb einige 
Eckpunkte zu diskutieren: 

1. Erziehungshilfeplanung muss der be­
sonderen Vcrwobenheit von Fallarbeit
und Planung gerecht werden (Graßhoff
u.a. 2017). Wenn Jugendhilfeplanung
im Feld der Erziehungshilfe nicht sys­
tematisch mit den fallverantwortlichen
Fachkr�ften zusammenarbeitet, dann
hat dies direkte Auswirkungen auf die
Hilfeerbringung: Passgenaue Hilfen
können nur dann entstehen, wenn die
Angebotsseite permanent in die Ent­
wicklung einbezogen wird. In der Praxis
scheitert es häufig bereits an genauen
Kenntnissen der ASO-Mitarbeiterinnen,
welche Träger überhaupt welche An­
gebote vorhalten. Deshalb sollten die
Akteure in der Jugendhilfeplanung, die
Verantwortung für die Erziehungshilfe
tragen, auch institutionell eng an das
Jugendamt, speziell den ASO angebun­
den sein. So wie es beispielsweise in der
Landeshauptstadt Hannover organisa­
tional durch eine Fachplanung Erzie­
hungshilfen verankert ist.

2. Erziehungshilfeplanung ist ein politi­
scher Prozess. Das gilt für alle anderen
Planungsprozesse in der Jugendhilfe
auch. Allerdings haben wir es in dem
Erziehungshilfekontext mit besonders
vulnerablen Gruppen von jungen Men­
schen und Familien zu tun. Während die
Stakeholder im Kontext von KiTa und 
Jugendarbeit selbstverständlich ihre In­
teressen artikulitren. passiert dies in der
Erziehungshilfe eher indirekt über die
Träger. Es gilt deshalb besonders solche
Strukturen zu fordern, in denen Betrof•
fene selbst ihre Positionen formulieren.
Die Careleaver-Oiskussion zeigt hier aus
unserer Sicht erste Wir1wngen.

3. Jugendhilfeplanung hat über die beson­
dere Struktur des Jugendhilfeausschus­
ses Gestaltungsmöglichkeiten wie in
sonst keinem sozialen Planungsbereich.
Die re.chtlichen und formalen Möglich­
keiten des Jugendhilfeausschusses müs­
sen (wieder) vermehrt genutzt werden.
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Es kann ein Risiko sein, wenn über inte­
grierte Planungen hier schnell übergrei­
fend geplant wird. Oas hdßt natürlich 
nicht, dass die einzelnen Planungsberei­
che nicht miteinander abgestimmt wer­
den können und auch sollen. Aber nur 
mit einer guten Erziehungshilfeplanung 
lassen sich dann integrierte Planungen 
realisieren. Es besteht sonst die Gefahr, 
dass vor allem in großen Kommunen die 
einzelnen Planungsbereiche (Bildung, 
Jugendhilfe, Sozialamt) zu einem zahn­
losen Tiger werden, der ziellos zwischen 
den einzelnen Ämtern und Zuständig­
keiten herumgeschoben wird. 

sätzlichen Bedarfe der jungen Menschen 
und ihrer Familien ihre Berücksichtigung 
finden sollc:n, ist die oben beschr iebene 
Erziehungshilfeplanung deutlich stärker an 
fallbezogener Arbeit und Bedarfsermittlung 
sowie individueller Beteiligung der Hilfead­
ressatlnnen orientiert. 

4. b gibt keinen Weg von Planung ohne
Beteiligung der Nuuerlnnen. Vielleicht
sind die bisherigen formen von Betei­
ligung auf ihre Ans<:hlussfähigkeit von
,,Jugend" und .Familie" zu überprüfen?
E.s zeigt sich ja nicht nur an dieser Stel­
le, da>!> die großen Visionen und Ideen
der Mütter und Väter des SGB Vlll auch
aus einer bestimmten politischen Hal­
tung und Zeit heraus entstanden sind.
Jugend beteiligt sich. aber vielleicht an­
ders (Walther 2010P Wie können „mo•
derne Familienkonstellationen" erreicht
werden�

Wie bewertet die Jugendhilfepraxis die an­
diskutierten Eckpunkte zur Wciterentwick• 
lung von Planungen in den Erliehungshil­
fen? Wie sieht sie z.B. die Ermittlung von 
individuellen Bedarfen und können auf ih­
rer Grundlage überhaupt zeitnah adäqua­
te Angebote und Maßnahmen aufgebaut 
werden? 

Fazit: Fragen an die Praxis 

Der Aut- und Ausbau der Sozialraumstruk­
turen, das Bestreben nach .inklusiven Le­
bensräumen", Migration und ln1egration, 
die Verkoppelung von Schule und Jugen�­
hilfc (am Beispiel des Ganztages), die Wei­
terentwicklung der regionalen Netzwerke 
„Frühe Hilfen" und der Zusammenarbeit 
zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und 
dem Gesundheitswt-sen, der Aufbau von 
neuen Kommunikationswegen im Rahmen 
der Digitalisierung und der Neuen Medien 
• diese exemplarische Auswahl an pla­
nungsrelevanten Themen und Prozessen
verdeutlicht die Komplexität und die He­
rausforderungen, vor denen jede kommu­
nale (Sozial-)Planung und somit auch die
Jugendhilfeplanung stehen. Während es
sich hier urn die lnfrastrukturplanung und
-gestaltung handelt, bei der die grund-

Selbstverständlich besteht für viele Ju­
gendämter die Möglichkeit z.B. auf der 
Grundlage von Befragungen der Hilfead­
ressatlnnen gewisse Trends bei Bedarfen zu 
bestimmen. Das aktuelle Jugendhilfesystem 

ist aufgrund seiner z.T. versäulten Struk­
tur eher nicht in der lage auf diese Trends 
kurzfristig und qualitativ rnit „angepassten" 
Hiltesettings zu reagieren - Extrembeispiel: 
unbegleitelc minderjährige Flüchtlinge. 
Welche Erl<enntnisse zur Beteiligung von 
neuen Adressatlnnengruppen und Ermitt­
lung ihrer Bedarfe liegen uns vor? Welche 
kommunalen Möglichkeiten bestehen tat­
sächlich für neue Formate? Darauf gibt es 
(bisher) keine homogene Antwort 

Letztendlich bleibt es bei der Frage nach 
dem kommunalen Willen zur Veränderung 
bzw. bedarfsgerechten Anpassung und 
Steuerung von Hilfen zur Erziehung. Die• 
ser spiegelt sich wider zum einen in der 
strategischen Ausrichtung der Jugcndäm• 
ter und der strukturellen Einbezogenheit 
der Jugendhilfeplanung in den gesamten 
Planungsprozess und ,um anderen in der 
Arbeit und Wirkung der Jugendhilfeaus­
schüsse und in den fachpolilischen Diskus­
sionen, die z.B. um Jugendhilfepläne oder 
HzE-Berichtc herum stattfinden. 

Wie steht es aber um die Verwobenheit 
von Fallarbeit und Planung von Hilfen zur 
Erziehung? Diese Frage ist ebenfalls sehr 
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schwierig zu beantworten. weil es sich 
hier, wenn die Jugendämter entsprechend 
personell ausgestattet sind, um mehrere 
Fachkräfte - ASO-Mitarbeitende, Jugend­
hilfeplanerinnen und HzE-Planerlnnen -
handelt, deren Rolle, Funktion und Auftrag 
innerhalb der Organisation nicht immer 
transparent und nachvollziehbar sind. 
Daher bedarf es grundsätzlicher Klärung 
von Rollen, Verbindlichkeit und Ansiedlung 
der Jugendhilfeplanerinnen innerhalb des 
Jugendamtes. Auch die Rolle der freien 
Jugendhilfe ist in diesem Zusammenhang 
zu bestimmen. 

Resümierend ist festzuhalten, dass die hier 
exemplar

i
sch genanntrn Punkte einen Mi­

nimalkonsens von Kriterien bedeuten, die 
bei der Klärung von Rahmenbedingungeri 
und Strukturen für Jugendhilfeplanung in 
den Erziehungshilfen weitergedacht wer­
den müssten. 

tcn und Anfordeorungen Vliedc:rgebe-n. Eine 

vertierende Auseinandersetzung ermöglicht 

z.B. Merchcl (2016). 
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